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Berlin, den 22. Febr. Se. Majeſtät der König haben am 
20ſten v. M. auf dem Hiefigen Königlichen Schloffe den an Allerhöchſt 
ihrem Hoflager beglaubigten Königl. Belgiſchen außerordentlichen Ge⸗ 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter, Herrn Nothomb, in einer 
beſonderen Audienz empfangen und aus deſſen Händen die Inſignien 
des Leopold⸗Ordens entgegengenommen, welchen Se. Majeſtät der 
König der Belgier Allerhoͤchſtdenſelben verliehen haben. 


Bromberg, 


Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: Dem Haupt⸗ 
mann von Winterfeldt des 23. Infanterie⸗Regiments und dem 
penſionirten Montirungs⸗Depot⸗Rendanten Winter, den Rothen 
Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen: den Staats⸗Prokurator Schild 
zu Koblenz zum ſtändigen Kammer⸗Präſidenten bei dem Landgerichte 
zu Kleve; den Kreis⸗Phyſikus, Sanitäts⸗Rath Dr. Arnold in Po⸗ 
fen, zum Regierungs- und Medizinal⸗Rath bei der dortigen Regierung; 
den Landgerichts⸗Aſſeſſor Ebermaier zu Köln, zum Staats⸗Proku⸗ 
rator bei dem Landgerichte zu Koblenz zu ernennen. 


Deutſchland. 

5 Po ſen den 23. Februar. Der zweite Theil des Berichts der 
Commiſſton über die Regulirung der Verhaltniſſe des Großherzogthums 
Poſen führt uns in kurzem Abriß die Ereigniſſe des Jahres 1848, fo 
weit fie die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Provinz berühren, vor. 
Vorzüglich wird hervorgehoben, wie die in der Cab.⸗Ordre vom 21. 
März 1848 über die nationale Reorganiſation der Provinz in den 
Schlußworten: „die gedachte Commiſſion kann aber nur wirkſam ſein, 
wenn und ſo lange die geſetzliche Ordnung und die Autorität ber Be⸗ 
hörden im Großherzogthum Poſen aufrecht erhalten wird enthaltene 
Bedingung des ganzen Verſprechens für unerfüllt zu erachten ſei, 
da nur durch Gewalt der Waffen die Inſurrektion niedergeſchlagen 
werden konnte. Alsdann wird auf die Einverleibung eines Theils der 
Provinz in Deutſchland eingegangen. Den erſten Anlaß dazu hatte 
eine Petition von deutſchen Abgeordneten der Provinz Poſen zum zwei⸗ 
ten vereinigten Landtag gegeben, in Folge deren die Cab.⸗O. vom 14. 
April 1848 erging, welche beftimmte, daß die verheißene Reorganiſa⸗ 
tion auf die Landestheile, in denen die deutſche Nationalität vorherrſche, 
nicht ausgedehnt werden dürfe, daß vielmehr deren beantragter An⸗ 
ſchluß an den deutſchen Bund unverzüglich bei der Bundesverſamm⸗ 
lung vermittelt werden ſolle. Auf Grund deſſen wurde bereits am 22. 
April 18 18 ein Theil der Provinz von der Bundesverſammlung in den 

chen Bund aufgenommen. Bald jedoch ſtellte ſich die Nothwen⸗ 
digkeit heraus, auch noch andere Landestheile des Großherzogthums 
mit Deutſchland zu verbinden, und es erging daher am 26. April 
1818 eine Cab.⸗O., welche beſtimmte, welche Theile der Provinz von 
der Reorganiſation ausgeſchloſſen werden ſollten. Der nicht zu reor⸗ 
ganiſirende Theil wurde in allen feinen Beſtandtheilen — darunter 
namentlich auch die Stadt Poſen — von der Bundesverſammlung 
am 2. Mai 1818 in den deutſchen Bund aufgenommen, was die Nas 
tional⸗Verſammlung in ihren Verhandlungen vom 26. und 27. Juli 
1848 ausdrücklich anerkannte, fo daß in Folge deſſen die Deputirten 
dieſes Theils des Großherzogthums definitiv zugelaſſen wurden. Der 
Großherzogl. Heſſiſche General von Schaͤffer⸗ Bernſtein erhielt 
hiernächſt als Reichs⸗Commiſſar den Auftrag, die Reichsgrenze feſt⸗ 
zustellen; dies geſchah im December 1818, und wurde die gezogene 
Linie nicht nur von der proviſoriſchen Centralgewalt, ſondern auch 
von der deutſchen Reichsverſammlung in der Sitzung vom 6. Fe⸗ 
bruar 18 19 definitiv genehmigt. — Auf Grund dieſer hiſtoriſchen 
Vorgänge erkennt die Comnuſſion mit der Regierung die Einverleibung 
des innerhalb der Demarkationslinie oder der Reichsgrenze belegenen 
Theils der Provinz Poſen als eine vollendete Thatſache an, 
welche in keiner Weiſe mehr rückgängig gemacht wers 
den könne. 

Demgemäß ergiebt ſich nun aber ein Widerſpruch zwiſchen der 
Preußiſchen und deutſchen Verfaſſung. Wahrend nämlich nach Art. 
1. der Preußiſchen Verfaſſung „alle Landestheile der Monarchie in 
ihrem gegenwartigen Umfange das Preußiſche Staatsgebiet bilden“, 
ſol nach 6. 2. der Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 28. Mai 
1849 „ein deutſches Land, welches mit einem nicht⸗ deutſchen daſſelbe 
Staatsoberhaupt hat, eine von dem nicht⸗ deutſchen Lande getrennte 
eigene Verfaſſung, Regierung und Verwaltung haben.“ Zur Löfung 
dieſes Widerſpruchs waren von der Regierung 3 Auswege bezeichnet: 

) eine Aenderung des 8. 2. des Entwurfs — deutſchen Verfaſſung 
herbeizuführen, 2) den durch die Demarkationslinie von Deutſchland 
getrennten Theil der Provinz Poſen auch von der preußiſchen Mo⸗ 
narchie zu trennen und als nur noch durch Perſonal⸗Union mit der⸗ 
ſelben zuſammenhängend, abgeſondert zu conſtituiren, 3) dieſen Lan⸗ 
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destheil auch noch dem deutſchen Bundesſtaat einzuverleiben. — Aus 
überwiegenden Gründen hatte ſich die Staatsregierung für den zuletzt 
gedachten Weg entſchieden, und die Commiſſion iſt in ihrer Mehrheit, 
nämlich mit alleiniger Ausnahme ihrer beiden Mitglieder polniſcher 
Nationalität, dieſer Anſicht beigetreten. Der ad J. gedachte Vor: 
ſchlag wird als blos ſubſidiaͤrer angeſehen; gegen den ad 2. aufge- 
führten hat die Regierungsvorlage Thatſachen aufgeſtellt, die deſſen 
Unausführbarkeit darlegen: der größte Theil der Provinz, 423,5 
Qnuadratmeilen mit 1,0 11,782 Einwohnern, iſt bereits definitiv zu 
Deutſchland geſchlagen, der übrig bleibende Theil hat eine Größe von 
nur 1171 Quadratmeilen mit 308,683 Einw., unter denen ſich eine 
nicht unbedeutende Zahl Deutſcher befinden, während mehr Polen 
außerhalb des demarkirten Theils wohnen, als in demſelben; es liegt 
auf der Hand, daß dieſes Ländchen den Kern zu ausdauernder Lebens⸗ 
faͤhigkeit nicht in ſich tragen würde, während es andererſeits wohl 
geeignet wäre, einen Heerd für revolutionäre Gelüſte und Umtriebe 
einer polniſchen Propaganda zu bilden, welcher Conflikte mit dem 
öͤſtlichen Nachbarſtaate herbeiführen könnte und bei etwaigen Ver⸗ 
wickelungen des preußiſchen Staats im Weſten eine ungeſicherte Stelle 
im Rücken darbieten würde. Ueber die Maßregel der Einverleibung 
ſelbſt jedoch hatten ſich im Schooß der Commiſſion verſchiedene An⸗ 
ſichten entwickelt. Während die polniſchen Mitglieder der Einverlei⸗ 
bung des demarkirten Theils der Provinz aus dem Prinzip der Auf- 
rechthaltung eines Großherzogthums Poſen widerſprachen und daher 
die Rechtsbeſtaͤndigkeit der bereits erfolgten Einverleibung des inner⸗ 
halb der Demarkationslinie belegenen Landestheils in Deutſchland an⸗ 
fochten, neigte man ſich andererſeits zwar zur Gewährung der Ein⸗ 
verleibung, wollte jedoch die Königl. Staatsregierung aufgefordert 
wiſſen, wo möglich noch vor Vollziehung der Einverleibung, diejeni⸗ 
gen Maßregeln in Vorſchlag zu bringen, welche nach Aufhebung der 
Demarkationslinie im allgemeinen Intereſſe des Staats und der Pro⸗ 
vinz, fo wie zum Schutz der beſonderen Intereſſen der Bevölkerung 
Deutſchen und polniſchen Stammes nothwendig erſchienen. Eine dritte 
Anſicht machte ſich endlich dahin geltend, daß die krankhaften Zuſtände 
der Provinz Poſen keinen Aufſchub derjenigen Weaßregeln geſtatteten, 
von welchen allein noch Heilung derſelben zu erwarten fei; daß ſich 
als ſolche allein die Zerſchlagung der Provinz darſtelle und daß dieſe 
daher gleichzeitig mit der Einverleibung des demarkirten Theils derſel⸗ 
ben in den deutſchen Bund zu vollziehen ſei, weshalb die Zuſtim⸗ 
mung zu der letzteren nur unter der Bedingung der Auflöſung des 
Provinzialverbandes und der Zulegung der Beſtandtheile zu den an⸗ 
ſtoßenden Provinzen Weſtyreußen, Brandenburg und Schleſten ertheilt 
werden möge. Der angegebene Widerſpruch der Polniſchen Abgeordne⸗ 
ten wider die Rechtsgültigkeit der Einverleibung wurde aus den im 
hiſtoriſchen Theile des Berichts angegebenen Gründen für unbegrün⸗ 
det erachtet; dagegen erlangte der zuletzt gedachte Plan der Zerſtücke⸗ 
lung der Provinz die Majorität. 


Berlin, den 22. Febr. Das 6. Stück der Geſetz-Samm⸗ 
lung, welches heute ausgegeben wird, enthält unter Nr. 3222. das 
Geſetz, betreffend die Einführung der allgemeinen Wechſelordnung für 
Deutſchland. Vom I5ten d. M. 

— Sitzung des Geſchwornen-Gerichts am 21. Febr. 
(Steuerverweigerungs- Prozeß.) Die Differenz, die ſich geſtern am 
Schluß der Verhandlungen zwiſchen der Vertheidigung und den Rich⸗ 
tern dadurch herausſtellte, daß die letzteren, obſchon die Geſchworenen 
ſich auf Seite der Vertheidigung ſtellten, den Herren Schultze-Delitſch, 
Bucher und v. Berg nicht geſtatten wollten, nach der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft das Wort zu nehmen, hatte zur Folge, daß beim Beginn der 
heutigen Sitzung die Anklagebank unbeſetzt war. Der Vercheidiger 
Dorn erklärte Namens der Angeklagten, daß dieſe, da ihnen das Wort 
zur Vertheidigung abgeſchnitten ſei, der Verhandlung nicht beiwohnen 
würden; ſie würden jedoch erſcheinen, wenn der Gerichtshof dies ver⸗ 
langte; der Praͤſident erklärte: es ſtehe den Angeklagten frei, zu er⸗ 
ſcheinen oder wegzubleiben. Dorn rügte hierauf einige Umſtände, die 
auf die Entſcheidung influiren könnten und dem Geſetz nicht entſpre⸗ 
chen. Er hob namentlich hervor, daß an den geheimen Berathungen 
des Gerichtshofes auch die beiden Erganzungsrichter, die Aſſeſſoren 
Buchalski und Bindewald, Theil genommen hatten. Der Präſident 
bemerkte hiergegen: dieſe Ergänzungsrichter hätten zwar, wozu ſie 
nach ſeinem Ermeſſen berechtigt ſeien, an den Berathungen, nicht aber 
an den Abſtimmungen Theil genommen. Der Präſident trägt hierauf 
das Refume der Verhandlungen vor, das etwa 3 Stunden dauert. 
Hierauf folgt die Frageſtellung. Die Frage wird in Bezug auf jeden 
einzelnen Angeklagten beſonders normirt. Sie unterſcheidet ſich nur 
darin bei einigen der Angeklagten von den übrigen, daß je nach der 
Anklage entweder die Verſendung des Steuerverweigerungs⸗Beſchluſſes 
allein oder gleichzeitig auch die Verbreitung der Proklamation vom 18. 
November 1818 als Mittel des verſuchten Aufruhrs in die Fragefor⸗ 
mel aufgenommen iſt. Die Formel lautet zunächſt bei Krackrügge 
dahin: „Iſt der Angeklagte Krackrügge ſchuldig, durch Verbreitung 
des ſogenannten Steuerverweigerungs⸗Beſchluſſes vom 15. November 
1848 und der Proklamation vom 18. deſſelben Monats und Jahres 
verſucht zu haben, eine Klaſſe des Volks oder die Mitglieder einer 
Stadt- oder Dorfgemeinde entweder ganz oder zum Theil zuſammen 
zu bringen, um ſich der Ausführung obrigkeitlicher Verordnungen mit 
vereinigter Gewalt zu widerſetzen oder etwas von der Obrigkeit zu ers 
zwingen?“ Der Spruch der Geſchworenen über die Steuerverweige⸗ 
rer iſt geſchehen. Nur der Aſſeſſor Bucher wurde für Schuldig er- 
klärt, ſämmtliche andere Angeklagte für Nichtſchuldig. Eine 
Strafe wurde nicht erkannt, da der Gerichtshof die Sitzung nach dem 
Verdict der Geſchworenen bis auf morgen früh 10 Uhr vertagte. Die 
Berathungen der Geſchworenen dauerten von 24 Uhr Nachmittags bis 
11 Uhr Abends. Schluß 12 Uhr Nachts. 

PPC Stettin, den 21. Februar. Seit den letzten Tagen iſt 
auch bei uns die Eisdecke der Oder verſchwunden; das Waſſer iſt von 


2 F. 3 Z. auf 5 F. bei Südweſtwind geſtiegen und überfluthet die 
weite Wieſenfläche der Oder. Bis jetzt hat jedoch der ſtarke Strom⸗ 
gang noch keinen irgend bedeutenden Schaden angerichtet. Das Eis 
auf dem Haff ſteht noch; der Swinemünder Hafen iſt indeſſen ſchon 
offen und es iſt bereits ein Schiff von Meſſina mit Apfelſinen einge⸗ 
laufen. Eben ſo iſt die Schifffahrt auf der Peene bei Wollgaſt wie⸗ 
der eröffnet, und es werden binnen kurzem mehrere Schiffe in See 
gehen. — Der Regierungsrath Bendemann — Kommunal⸗Departe⸗ 
ments-Nath der hieſigen Regierung — hat fo eben einen als Manu⸗ 
feript gedruckten Entwurf einer Gemeinde-Ordnung herausgegeben. 

— Ueber die Ausführung der hieſigen ſtädtiſchen Gasanſtalt iſt 
vor kurzem ein vollſtändiger Bericht von dem Direktor Blochmann er⸗ 
ſtattet, aus welchem wir folgende Notizen entnehmen. Die Arbeiten 
zur Errichtung der Gasanſtalt begannen Ende Mai 1847 und bereits 
April 1818 wurde ein Theil Stettins mit Gas erleuchtet. Die Er⸗ 
leuchtung der Laſtadie begann im November 1849 und iſt damit das 
Werk der projektirten Ausdehnung vollendet. 

Die Länge der Röhren beträgt 3,013 deutſche Meilen. Die An⸗ 
zahl der öffentlichen Flammen beläuft ſich auf 593, die der Privat⸗ 
Gasflammen auf 2500. Nach dem Regierungsbericht pro 1848 be⸗ 
laufen ſich die Koſten der Anlage auf 251,127 Thlr. Die Bereitungs⸗ 
koſten von 1000 Kubikfuß Gas betragen circa 26 Sgr. Der Preis 
des Gaſes iſt für Privatflammen vor den Häuſern auf 1 Thlr. 10 Sgr. 
für 1000 Kubikfuß Engl., für Privatflammen in den Häuſern 2 Thlr. 
15 Sgr. für 1000 Kubikfuß Engl. geſtellt. Bei der Ausdehnung, 
welche die Gasanſtalt jetzt genommen hat, erwartet man, daß dieſelbe 
ſich ſelbſtſtändig erhalten und aus ihren Revenuen das Anlagekapital 
allmählig amortiſiren werde. 15 

— Aus der von dem Schiffsmakler, Herrn Franz Böttcher, ver⸗ 
öffentlichten Ueberſicht der Schifffahrt, des Handels, der Rhederei und 
des Schiffbaues Stralſunds im Jahre 1849 theilen wir nachſtehende 
Notizen mit: Im Laufe des vergangenen Jahres ſind eingegangen: 
186 Schiffe (darunter 73 nichtdeutſche) von 12805 Normal⸗Laſten; 
von dieſen waren beladen 139. Ausgegangen ſind 188 Schiffe (Base 
unter 70 nichtdeutſche) von 14,128 Rormallaften: von dieſen waren 
beladen 112. g 

Die wichtigſten Einfuhr⸗Artikel aus außer⸗deutſchen Häfen wa⸗ 
ren: Eiſen, Bretter, Salz (15,195 Ctr.), Heringe (1734 Tonnen), 
Wein (2730 Ct.), Kaffee (2070 Ctr.), Jucker (1941 Ctr.), Spiri⸗ 
tuoſen (743 Ctr.), Farbeholz (236 Ctr.), Taback (218 Ctr.), Soda 
(2205 Ctr.), Thran (1613 Ctr.). Getreide wurde ausgeführt ſeewärts: 
212,983 Schffl. Weizen, 23,063 Schffl. Roggen, 109,952 Schffl. 
Gerſte, 46,724 Schffl. Hafer, 1136 Schffl. Erbſen, 6700 Schffl. 
Malz, zuſammen 400, 559 Schffl. oder a 75 Schffll. 5340 Laſt 59 
Schffl. Ferner 6983 Ctr. Oelkuchen, 373 Ctr. rohe Wolle, 260 Ctr. 
Kleeſaat, 1826 Klafter Brennholz. Die Getreide⸗Ausfuhr küſtenwärts 
betrug 858 Laſt 10 Schffl. Am Beginn des Jahres 1819 beſtand 
die hieſige Rhederei aus 106 Schiffen, am Schluß war der Beſtand 
107 Schiffe. : 

— Zu den beiden Rettungshäuſern im Regierungsbezirk Stral⸗ 
ſund und Garz, iſt in letzterer Zeit ein drittes hinzugekommen, die 
Anſtalt für verlaſſene und verwahrloſte Mädchen in Abshagen. Von 
dem Gründer der Anſtalt, Paſtor Woſſidlo, iſt ſoeben der erſte Bericht 
über dieſelbe in Druck erſchienen. Anfangs, im Jahre 1817, wurden 
4 Kinder aufgenommen; allmählig wuchs dieſe Zahl, und vor Kurz 
zem hat die friſch aufblühende Anſtalt mit 10 Kindern und einer Fa⸗ 
milienmutter ihr eignes Haus beziehen können. Das in Grundſtük⸗ 
ken angelegte Vermögen der Anſtalt beträgt 2732 Thlr. 

— Der conſtitutionelle Verein in Stargardt iſt jetzt auch mit 
Bildung eines Sparvereins nach dem Muſter des Lied'keſchen in Ber⸗ 
lin beſchäftigt. — Die Bevölkerung Stettins betrug Ende 1849: 
43,748, dagegen Ende 1848 nur 42,630. 

Köln, den 18. Febr. Die „Weſtdeutſche Zeitung“ von geſtern 
bringt eine Erklärung des Hrn. Jung, ehemaligen Abgeordneten von 
Berlin, aus der wir erſehen, daß er ein Niederlaſſungsgeſuch bei dem 
Berliner Polizeipräſidium eingereicht hatte, auf das ihm Herr Polizei⸗ 
Praſident v. Hinkeldey unter dem 4. Februar antwortet, daß ihm die 
Niederlaſſung in Berlin nicht geſtattet werden könne, „weil der Ma⸗ 
giſtrat ſich auf Grund des §. 10. des Geſetzes vom 31. Deebr. 1842 
dagegen erklärt habe, und im Einverſtändniß mit dem Polizeipräſidium 
Hrn. Jungs Anweſenheit in Verlin mit der Ruhe und der Sicherheit 
der Reſidenz nicht für „vereinbar“ halte. Herr Jung zeigt dann, wie 
das allgemeine Geſetz jedem Preußen erlaube, in Preußen überall zu 
leben, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen ſich zu ver⸗ 
ſchaffen im Stande iſt. Die Ausnahme, die der bezogene . 10. macht, 
kann geſetzlich nur auf „entlaſſene Sträflinge“ Anwendung fin⸗ 
den, die zu Zuchthaus oder wegen eines Verbrechens, wodurch der 
Ihäter ſich als einen für die öffentliche Sicherheit und Moralität ge⸗ 
fährlichen Menſchen darſtellt, verurtheilt worden ſind. Hr. Jung 
erklärt, daß er ſich von Hrn. v. Hinkeldey an Hrn. v. Manteuffel wen⸗ 
den werde! Die Strafe, die hier über Hrn. Jung verhängt iſt, ift 
keine geringere, als diejenige, die einſt in Rom auf die höͤchſten poli⸗ 
tiſchen Verbrechen geſetzt war: Verbannung aus der Haupt⸗ 
ſtadt des Reiches. Nur in den Zeiten der höchſten Tyrannei fand 
diefe Strafe in Rom auf den Wink eines Kaiſers oder eines Kaiſerl. 
Polizeipräſidenten römiſcher Einrichtung ſtatt. Daß übrigens ein Poli⸗ 
zei⸗Präſident ſich wohl fühlt in ſeiner Allmacht über das Geſchick aller 
Bewohner der Hauptſtadt, erklärt ſich leicht; — deswegen aber 
ſind wir doch geſpannt, ob auch der „Staatsmann und Miniſter“ 
Herr v. Manteuffel, dieſe Sache aus dem „rein polizeilichen“ Geſichts⸗ 
punkte auffaſſen wird. Be 1 

Münſter, den 17. Februar. Der vorgeſtern hier zur Entſchei⸗ 
dung einer Anklage gegen den Rechtsanwalt Tüſſing aus Warendorf, 
der dem Abberufungsſchreiben der preußiſchen Abgeordneten zu Frank⸗ 
furt keine Folge geleiſtet hatte, zuſammengetretene Ehrenrath, hat 
denſelben einſtimmig freigeſprochen. 3 


1 


Von der Pleiße den 19. Februar. Das Gerücht, daß die 
preußiſche Regierung damit umgehe, dem um die deutſche Sache ſo 
hochverdienten Miniſter H. v. Gagern eine hervorragende Stellung bei 
der neuen Geſtaltung der deutſchen Reichsverhältniſſe einzuräumen, 
oder doch ſolche zu bevorworten, hat hier einen höͤchſt erfreulichen 
Eindruck gemacht und nicht wenig dazu beigetragen, das Vertrauen 
in die ehrlichen Abſichten der preußiſchen Regierung neu zu befeſtigen. 
Möchte ſich dieſelbe nur durch keine Drohungen auf dem betretenen 
Wege beirren laſſen und durch ähnliche Schritte ſich mehr und mehr 
die Sympathieen aller Beſſern im deutſchen Volke erwerben, deſſen 
große Mehrheit mit lebhafter Sehnſucht nach Ruhe, Ordnung und 
Einheit verlangt, ſowohl bei uns an der Pleiße, wie an der Mulde 


und Elbe. 0 
Schweiz. 

Zürich, den 16. Februar. Ein Brief eines Schweizers aus 
der Lombardei theilt die Beſorgniſſe der Schweiz hinſichtlich eines mög- 
lichen Einfalles der Oeſterreicher durch Teſſin, indem dort gewiſſe Ta⸗ 
gesbefehle, die Anhäufung ſtarker Vorpoſten-Truppen in Vareſe und 
Como, und die Plan⸗Aufnahmen von Genie-Offizieren darauf hindeu⸗ 
teten. — Die „Schw. B. Z.“ widerſpricht der Nachricht einer bedroh⸗ 
lichen Note, welche der Preußiſche Geſchaͤftstraͤger überreicht haben 
ſoll. Die Conferenzen beträfen allein Neuenburg. 


Frankreich. i 
Paris, den 18. Februar. Der 24. Februar wird hier in Paris 
allem Anſcheine nach ganz ruhig vorübergehen, da die äußerſte Linke 
Alles aufbietet, um die von ihren eigenen Angehörigen beſtens bear⸗ 
beiteten unteren Volksklaſſen von jedem Schritte abzuhalten, der einen 
Zuſammenſtoß mit der bewaffneten Macht herbeiführen könnte. Sie 
ſoll auch die Anweisungen höchlich mißbilligen, welche L. Blanc von 
London aus an die Führer der ehemaligen National⸗Werkſtätten hat 
ergehen laſſen und worin er die Veranſtaltung von Feierlichkeiten fur 
den Jahrestag anempfiehlt. Von Obrigkeitswegen wird derſelbe gerade 
fo, wie voriges Jahr, bloß durch einen Trauergottesdienſt für die 
efallenen gefeiert werden. Auch der Berg will denſelben bloß ganz 
unter ſich durch ein Abend⸗Bankett begehen. Man ſpricht dagegen 
ſchon von einer großartigen Feier des 4. Mai, des Jahrestages der 
Proklamirung der Republik durch die National⸗Verſammlung. Der 
ganze Eintrachtsplatz ſoll in ein großes Amphitheater umgewandelt 
werden, welches 100,000 Perſonen zu faſſen vermag und in deſſen 
Innerem man Römiſche Spiele veranſtalten wird. Am Abend ſoll 
durch ein prächtiges Feuerwerk auf den Höhen von Chaillot der Ueber⸗ 
gang Bonapartes über den St. Bernhard dargeſtellt werden. — Der 
heute erſchienene „Napoleon“ enthält folgende nicht unwichtige Erklä⸗ 
rung: „Was auch die Journale ſagen mögen, die Unabhängigkeit 
der Schweiz iſt nicht bedroht und Frankreich wird derſelben nöthigen⸗ 
falls Achtung verſchaffen, jo lange die helvetiſche Republik ſelbſt das 
Völkerrecht und die Pflichten einer guten Nachbarſchaft achtet.“ Im 
Uebrigen iſt der Inhalt des „Napoleon“ ziemlich geringfuͤgig. Er 
kündigt einen mehrwöchentlichen Beſuch der Großherzogin von Baden, 
der Tante des Präſidenten der Republik, an, die im Elyſee wohnen 
wird, und zählt in einem Leitartikel die günſtigen materiellen Ergeb⸗ 
niſſe der einjährigen Regierung L. Napoleon's auf, um den „Ideo⸗ 
logen“ durch praktiſche Reſultate zu antworten. Abermals enthält 
der „Napoleon“ ſich aller Angriffe auf die National-Verſammlung, 
ohne Zweifel wegen der von ihr geſtern bei der Interpellation Pascal 
Duprat's beobachteten Haltung. Aus einer weitläufigen Notiz des 
„Napoleon“ über die Correſpondenz⸗Formen zwiſchen den Beherrſchern 
von Rußland und Frankreich ſeit Errichtung des Kaiſerreichs, die etwas 
kleinlich erſcheint, erſieht mau am Schluſſe, daß ſeit 1831 aus den 
beiderſeitigen Beglaubungsſchreiben ꝛc. die früher üblichen Worte 
„Bruder und Freund“ weggeblieben waren. Jetzt aber iſt, wie der 
„Napoleon“ ſich ausdrückt, der Kaiſer Nikolaus zu beſſeren Gebräu⸗ 
chen zurückgekehrt; er betitelt nämlich L. Napoleon zu Anfang des 
Briefes: An unſeren großen und guten Freund, den Hrn. Präsidenten 
der Franzöſiſchen Republik; zu Ende werden die Worte „großer und 
guter Freund“ wiederholt, und vor der Unterſchrift befindet ſich der 
Beiſatz: Ihr ſehr geneigter. Der „Napoleon“ ſetzt hinzu: „Der Kat⸗ 
fer hat dem Präſidenten, wie den Souverainen, alle in feiner Familie 
eingetretenen Ereigniſſe angezeigt.“ (Köln. Itg.) 
— In der heutigen Sitzung der National⸗Verſamm⸗ 
lung verlieft der Präſident eine Mittheilung des Finanzmini⸗ 
ſters, welche eine allgemeine Ueberſicht der Einnahmen und 
Ausgaben für das Verwaltungsjahr 1849 enthält. Danach ha⸗ 
ben die letzteren die erfteren um 268 Mill. überſchritten (Bewegung 
in verſchiedenem Sinn.) Hierauf wird die zweite Berathung über 
das Unterrichtsgeſetz fortgeſezt. Man iſt beim 17. Artikel geblieben, 
welche die Ernennung der Inſpektoren der Akademie durch den Unter⸗ 
richtsminiſter nach einer vom Oberrath vorgelegten Candidatenliſte 
behandelt. Herr Barthélemy St. Hilaire ſchlägt die Unterdrückung 
einiger Beſtimmungen dieſes §. vor, und wird von Herrn Thiers da⸗ 
rin unterſtützt. Der Unterrichtsminiſter ſpricht dagegen. Er will, 
daß man ſtatt des Barthélemy St. Hillaireſchen Amendements die 
Worte ſetze: „Der Miniſter darf keinen General-Inſpektor ernennen, 
ohne das Gutachten des obern Unterrichtsrathes dabei einzuholen.“ 
Herr Thiers: Wenn die Verſammlung das Amendement verwirft, 
macht ſie aus der Univerſität eine neue Art von Finanzverwaltung. 
Nachdem noch Herr Baze im Namen der Commiſſton erklärt hatte, 
daß dieſelbe in dieſem Punkt gegen die Regierung ſtimme, wird zur 
Abſtimmung über den ganzen Artikel geſchritten. Es erklären ſich für 
die Annahme 300, dagegen 266. (Große Aufregung.) 


Italien. 

Rom, den 8. Februar. Die Geſandten Rußlands und anderer 
Mächte ſollen dem Papſt, der nach Rom zurückkehren wollte, erklärt 
haben, daß ſie von ihren Regierungen Befehl erhalten, ihm nicht dort⸗ 
hin zu folgen. — Die Beſetzung des Inquiſitionspalaſtes durch die 
Franzoſen beſchränkt ſich in der That auf die Beſetzung einiger Sale 
dieſes weitläuftigen Gebäudes, in welchen nun frauzöſiſche Truppen 
kaſernirt find. Die Stärke der geſammten franzöſiſchen Truppenmacht, 
die noch im Kirchenſtaate ſich befindet, beträgt nicht über 15,000 M. 
Aus Spanien lauten die Nachrichten über den Fortgang der Anwer⸗ 
bung von Freiwilligen für den Dienſt des Papſtes günſtig. — Es 
war neulich die Rede von einer proteſtantiſchen Propaganda, die im 
Kirchenſtaate ſei. Die Sache iſt nicht ohne Bedeutung; die Verthei⸗ 
lung zahlreicher Bibeln und kleiner Schriften in dieſem Sinne giebt 
den ſchlagendſten Beweis für ihre große Thätigkeit. Auf der anderen 
Seite haben wir die republikaniſche Propaganda unermüdlich, und 
Mazzini und Freunde haben offenbar beträchtliche Geldmittel zu ihrer 
Verfügung. Dieſe Partei unterhält die lebhafteſte Correſpondenz nach 
allen Theilen Italiens hin, verbreitet die revolutionairſten Flug⸗ 
ſchriften in Hunderttauſenden von Abdrücken hier und überall, und 
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Alles deutet auch auf das Beſtehen von Clubs, die ſich ins geheim ver⸗ 
ſammeln und aller Wachſamkeit der Behörden entgehen. Man will 
ſogar wiſſen, daß auch franzöſiſche Militairs, beſonders Unteroffiziere, 
dieſem Treiben nicht fremd ſind. 


Spanien. ; 

Madrid, den 13. Febr. Wie Jedermann vorausſah, iſt auch 
der geſtrige Haupttag des Carnevals ohne alle Störung der Ruhe 
vorübergegangen. Wenn wirklich einige Unzufriedene denſelben zu Er⸗ 
ceſſen benutzen wollten, fo ſcheinen die Vorſichtsmaßregeln der Regie⸗ 
rung ſie wenigſtens von jenem Verſuche der Ausführung ihres Vor⸗ 
habens zurückgeſchreckt zu haben. Im Publikum war man über die 
militairiſchen Vorſichtsmaßregeln, die geſtern getroffen waren, ziem⸗ 
lich verwundert, da Niemand unruhige Auftritte befürchtete. — Ueber 
die Vertagung der Cortes iſt man fortwährend im Ungewiſſen. Nach 
Einigen ſoll ſie ſchon morgen erfolgen, nach Andern will man, ſobald 
die Aerzte ſich beſtimmt über den Zuſtand Königin ausgeſprochen haben, 
die Cortes amtlich in Kenntniß ſetzen und fie dann vertagen oder aufs 
löſen. — Die „Reviſta Militar“ widerruft ihre Nachricht, daß Trup⸗ 
pen an die Portugieſiſche Grenze abgeſchickt worden ſeien, giebt aber 
zu verſtehen, daß dies nächſtens geſchehen werde. 

Griechenland. 8 

Athen, den 31. Januar. Die engliſche Blokade wird mit 
der größten Strenge gehandhabt. Durch ein heute früh von Sora 
angekommenes Oeſterreichiſches Schiff erfahren wir, daß auch der dor⸗ 
tige Hafen durch einen von dem Admiral Parker hingeſchickten Dam⸗ 
pfer blokirt wird. Die Engländer verfahren dort ganz eben ſo, wie 
im Pitäeus; ihre Offiziere ſteigen an Bord aller Handelsſchiſſe und 
tragen die Namen der Capitaine und Eigenthümer, ſo wie die Ladun⸗ 
gen in ihre Bücher ein, woraus man ſchließt, daß ſie ſich derſelben 
in ähnlicher Weiſe, wie der im Piräens liegenden, die fie nach Sala⸗ 
mis geführt haben, bemächtigen werden. Vier engliſche Dampfer ſind 
geſtern in verſchiedenen Richtungen ausgelaufen. Wahrſcheinlich iſt 
ihr Ziel Patras, Nauplia u. ſ. w., wo fie wohl dieſelben Maßre⸗ 
geln, wie bei uns, ergreifen werden. In Malta ſollen 20 Griechi⸗ 
ſche Handelsſchiffe, die Getreide in Ladung hatten, von den Englän⸗ 
dern genommen worden ſein. Es war am 26., als wir zuerſt erfuh⸗ 
ren, daß die Engländer alle Griechiſchen Häfen, den Piräeus, Syra, 
Nauplia, Patras, Chaleis u. ſ. w. in Blokade⸗Zuſtand erklart hatten 
und alle der Griechiſchen Handelsflotte zugehörigen Schiffe am Aus⸗ 
laufen verhinderten. Und dabei ſtellt uns ein neues Rundſchreiben 
des Eugliſchen Conſuls an die Engliſchen und Joniſchen Unterthauen 
noch ſtrengere Maßregeln in Ausſicht. Welcher Art dieſe fein mögen, 
find wir allerdings nicht im Staude zu errathen. Wie ſich denken läßt, 
ſetzt unſere Regierung den Feindſeligkeiten Englands keinen materiellen 
Widerſtand entgegen. Bis jetzt hat ſie die groͤßte Mäßigung beobach⸗ 
tet und Alles gethan, um die Ruhe in Athen, ſo wie im ganzen Lande 
zu erhalten. Unter Androhung der härtejten Strafen iſt es verboten, 
einen Engländer zu beleidigen. Auch das Volk zeigt ſich bei aller Ent⸗ 
rüſtung, die es im Innern empfindet, ruhig. Nicht weniger Anerken⸗ 
nung verdient die würdige Haltung der Preſſe, die faſt ohne Ausnahme 
dazu ermahnt, die bisherigen inneren Zwiſte ſchweigen zu laſſen und 
ſich einträchtig um die Regierung zu ſchaaren. — Es find drei militä⸗ 
riſche Ober⸗Commando's gebildet worden, an deren Spitze die Gene⸗ 
rale Garditiotis, Travellas und Mamouris ſtehen. Das erſte begreift 
Attica, Böotien und Euböa in ſich, das zweite Nauplia und das 
dritte Phthiotis. 

Ein ſehr lebhafter Notenwechſel iſt zwiſchen Sir T. Wyſe, Hrn. 
Green, engliſchem Conſul, den verſchiedenen hier anweſenden Diplo⸗ 
maten und unſerem Miniſter des Auswärtigen, Londos, geführt 
worden. Der ruſſiſche Geſchäftsträger Perſiany hat in einem Briefe 
an Herrn Londos der griechiſchen ene ein am Piraeus liegendes 
ruſſiſches Kriegsſchiff zur Diſpoſition geftellt und in einem Schreiben 
an Herrn Wyſe ähnliche Vorſtellungen hinſichtlich der von England 
gethanen Schritte gemacht, wie der franzöͤſiſche Geſandte, Herr Thou⸗ 
venel. Feindſeliger gegen England und mehr als alle anderen auf 
die gegenwärtigen Wirren bezüglichen Aktenſtücke der diplomatiſchen 
Feinheit entbehrend iſt die Antwort des öͤſterreichiſchen Geſchäftsträ⸗ 
gers, Grafen Kugelheim, auf eine Collektivonote des Herrn Londos, 
mit welcher derſelbe die Ueberſendung der verſchiedenen Dokumente an 
die Vertreter derfremden Mächte begleitet hatte. Da heißt es z. B.: „Ich 
zweifle nicht, Herr Miniſter, daß man in Wien, wie in allen civili⸗ 
ſirten Ländern, die von den Engländern gethauen Schritte nach Vers 
dienſt würdigen wird und daß die würdig und feſte Haltung, die 
Griechenland ihnen entgegengeſetzt, die Sympathieen noch vermehren 
wird, welche die öfterreichifche Regierung ſchon für dies Land empfin⸗ 
det.“ Unſer Miniſter des Auswärtigen hat in einer Note gegen ein 
Rundſchreiben des großbritaniſchen Conſuls proteſtirt, in welchem die⸗ 
ſer feine Staatsangehörigen auffordert, auf die Sicherheit ihrer Per⸗ 
ſonen und ihres Vermögens bedacht zu fein. Herr Londos giebt die 
Verſicherung, daß man fortwährend für ihre Sicherheit Sorge tragen 
werde und daß ſie auf griechiſchem Gebiete nichts zu befürchten haben. 
Schließlich glaube ich noch auf eine Note des franzöſiſchen Botſchafters 
vom 26. an Sir F. Wyſe aufmerkſam machen zu müſſen, in welcher 
darauf hingewieſen wird, daß die engliſchen Zwangsmaßregeln, ab⸗ 
geſehen von einer Beeinträchtigung der griechiſchen Unabhängigkeit, 
geeignet ſeien, die Rechte Frankreichs zu verletzen. Kurz gefaßt iit das 
Raiſonnement etwa dieſes: Frankreich hatte Anſpruch auf einen Theil 
der griechiſchen Staatsſchuld. Nun wird aber durch die Ausdehnung 
der Blokade auf die Handelsſchiffe dem griechiſchen Schatze eine ſeiner 
reichſten Einkommen-⸗Quellen verſtopft. Mithin ſinken die Ausſichten 
Frankreichs, bezahlt zu werden. — Während uns die Engländer alle 
dieſe Plagen und Verlegenheiten bereiten, hat ſich auch der Himmel 
ergrimmt gegen uns gezeigt. Einen Winter, wie der diesjährige, haben 
wir lange nicht erlebt. Ein ſtarker Schneefall, der die Oberfläche von 
ganz Attica in einer Höhe von beinahe drei Fuß bedeckte, hat mehrere 
Tage lang faſt allen Verkehr gehemmt. Hymettus, Peutelicus und 
Parues hatten ein weißes Gewand angezogen, und alle Häufer und 
Magazine waren geſchloſſen. (Köln. Ztg.) 

2 Kammer⸗Verhandlungen. 

123te Sitzung der erſten Kammer vom 21. Februar. 

Die Sitzung wurde um 104 Uhr eröffnet. Der erfte Gegenſtand 
der Tagesordnung, zwei Petitionsberichte, werden in her⸗ 
gebrachter Weiſe erledigt. Der Bericht über den Geſetz-Entwurf, 
betreffend die neue Eintheilung der Bezirke der Hypotheken⸗Aemter im 
Bereiche des Appellations-Gerichtshofes zu Köln, bildet den zweiten 
Gegenſtand der Tagesordnung. Nach dem Antrage der Kommiſſton 
tritt die Kammer den Beſchlüſſen der zweiten Kammer mit er⸗ 
ner unweſentlichen Faſſungs⸗Veränderung bei. Es folgt hierauf die 
Berathung des Klubgeſetzes. Abg. Wachler wünſcht die Bera⸗ 
thung dieſer Vorlage 48 Stunden ausgeſetzt. Der Juſtizminiſter 


erkärt ſich dagegen und die Kammer beſchließt nach kurzer anderweiter 
Debatte, ſofort in die Berathung einzugehen. An der allgemeinen 
Diskuſſion betheiligen ſich der Abg. v. Bockum⸗Dolffs, der Res 


gierungs⸗Commiſſair v. Schleinitz, die Abgg. Fiſcher und 


Blanco. Die Dringlichkeit der Verodnung vom 29. Juni wird hier⸗ 
auf anerkannt und die ſpeeielle Debatte eröffnet. §. 1 wird ohne, 
$. 2 nach einer längeren, die 88. 3 bis 7 ohne Debatte in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Beſchlüſſen der zweiten Kammer angenommen. 
Auch die übrigen 98. des Geſetzes werden im Einzelnen, und ſchließ⸗ 
lich das ganze Geſetz mit den Beſchlüſſen der zweiten Kammer gleich⸗ 
lautend angenommen. Die Kammer ſchreitet hierauf zum letzten 
Punkt der Tagesordnung, dem Bericht über das Grundſtener⸗ 
geſetz. Der Geſetzentwurf wird ſchließlich in der Faſſung der zweiten 
Kammer in ſeinen einzelnen Theilen und im Ganzen angenommen. 
(Schluß: 24 Uhr. — Naͤchſte Sitzung: Freitag Abends 6 Uhr,) 


117te Sitzung der zweiten Kammer vom 21. Februar. 

Die Kammer beſchäftigte ſich in ihrer heutigen um 91 Uhr er⸗ 
öffneten Sitzung zunächſt mit der Berathung des Geſetzes, betreffend 
die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und die Bil⸗ 
dung einer Staatsſchulden⸗Kommiſſion. $. 1. des Geſetz⸗ 
Entwurfs, nach welchem die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, 
als ſelbſtſtändige Behörde, der oberen Leitung des Finanzminiſters 
unterliegt, wird augenommen. Ein Amendement, welches ftatt 
„Finanzminiſter“ „Miniſter Präſtdent“ geſetzt haben will, bleibt in 
der Minorität. Die 88. 2 Guſammenſetzung der Kommiſſion), 3 
(Geſchaͤftsführung), 4 (die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe und die Con⸗ 
trolle der Staatspapiere bleiben dieſer Behörde untergeordnet) werden 
ebenfalls dem Kommiſſions⸗Antrage gemäß angenommen. In 
gleicher Weiſe werden die übrigen 8. 5 bis 17, welche von den Öb- 
liegenheiten der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, den von den 
Mitgliedern zu leiſtenden Eid und der weiteren Ausführung des Ges 
ſetzes handeln, meiſtens ohne Debatte genehmigt. Es folgt hierauf 
der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die unverzinsliche Staatsſchuld und die 
Regulirung des Kautionsweſens. Sammtliche Anträge der Kommiſ⸗ 
ſion, die den Regierungs⸗Entwurf zum Theil ablehnen, werden von 
der Kammer angenommen. Der nächſte Punkt der Tagesorduung 
betrifft den für das Kriegs⸗Miniſterium geforderten außerordentlichen 
Kredit von 18 Millionen. An der Debatte betheiligen ſich der Refer. 
Abg. v. Patow, und die Abg. Harkort, v. Beckerath. Der 
Letztere entwickelt in einer längeren Rede die Beſorgniſſe, welche man 
über die Verwendung des Geldes hegt. Man habe geſagt, die Regie- 
rung wolle es zu Händeln in der Schweiz benutzen, aber man duͤrfe 
dieſe Befürchtungen nicht theilen. Der Eid vom 6. Februar und die 
Berufung des Deutſchen Parlaments ſeien Garantieen dagegen. Der 
Kriegsminiſter erwidert, die Regierung habe gefühlt, daß ſie dem 
Lande eine neue Laſt auferlege, aber aber ſie habe ſich genöthigt geſe⸗ 
hen, für die Ehre und Sicherheit des Landes dieſe Gelder zu fordern. 
Bedenken Sie, ſchließt der Redner, daß die Oekonomie die ſchlechteſte 
iſt, die beide in Gefahr bringt. Nachdem noch die Abg. Graf Ar nim 
und Harkort geſprochen, wird abgeſtimmt. Für den 8. 1 (Bewilli⸗ 
gung der 18 Millionen) erhebt ſich faſt die ganze Verſammlung. Der 
Paragraph iſt faſt einſtimmig angenommen. Eben ſo werden 
die folgenden Paragraphen und das ganze Geſetz angenommen. Der 
Kriegs miniſter dankt im Namen der Armee und der Regierung 
für das bewieſene Vertrauen. 


118te Sitzung der zweiten Kammer vom 21. Februar. 

Der Präſident Graf Schwerin eröffnet die Sitzung bald nach 6 
Uhr. Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Bericht der Finanz⸗ 
Commiſſion, betreffend das Geſetz über den Ankauf des füt das Mini⸗ 
ſterium des Cultus beſtimmten Grundſtücks unter den Linden No. 4. 
Das Grundſtück iſt, da die bisherigen Lokalitäten für die Bedürfniſſe 
des Cultusminiſteriums nicht mehr ausreichten, im Februar 1849 
vom König von Hannover für 100,000 Thlr. gekauft worden. Im 
Etat 1850 ſtanden nur die Zinſen dieſes Kaufgeldes — 5000 Thlr. 
— angeſetzt, da die Regierung urſprünglich beabſichtigte, das Kapi⸗ 
tal nicht ſofort zu zahlen; hinterher zeigten ſich die Staatskaſſen dazu 
im Stande und die Regierung legte deshalb einen Geſetzentwurf vor, 
welcher ſie ermächtigt, das Kapital ſofort zu zahlen, und die Zinſen 
von 5000 Thlr. vom Etat abſetzt. Die Kammer nimmt den Geſetz⸗ 
Entwurf an. Man geht zum Bericht der Centeel⸗Suögettommiſen 
über den Etat des Kultus- Miniſteriums über? Berichterſtatter Abg. 
Urlichs. Die Einnahmen betragen für ! 72,292, für 1850 
70323 Thlr. Die Ausgaben betragen für 18 19 3,379,510, für 1850 
3,370,00U Thlr. Für den Kultus jest der Etat von 1849 1,048,236 
Thlr., und zwar für den evangeliſchen 328,770 Thlr. für den tatholiſchen 
719,405 Thlr. aus, der Etat von 1850 ſetzt 4900 Thlr. mehr. aus. 
Bei dem Abſchnitt vom evangeliſchen Kultus beantragt der Ausſchuß, 
die Kammer wolle die Stellen der Konſiſtorial⸗Präſidenten für entbehr⸗ 
lich erklaren, und mithin die Abſetzung des Gehaltes erwarten. 

Der Kultus⸗Miniſter erklärt das Gehalt der Konſiſtoria“ 
Präſidenten für ein Beſitzthum der evangeliſchen Kirche; es könne dar⸗ 
über alſo nur bei der Auseinanderſetzung des Staates mit der Kirche 
entſchieden werden. 

Auf den Antrag des Abg. Landfermann geht die Kammer, in 
Erwägung, daß die Organe der evangeliſchen Kirche zu den Verwal⸗ 
tungsgegenſtänden gehören, die nach Art. 15. der Verfaſſung ihrer 
ſelbſtſtändigen Regelung überlaſſen find, und daß nach demſelben As 


titel der Kirche ihre Fonds gewährleiſtet ſind, zur Tagesordnung über. 
Der Etat für das Unterrichtsweſen, Künſte und Wiſſenſchaften ſchließt 


1819 mit 1,395,099 Thlrn., pro 1850 mit 1,397,491 Thlru. 
Die Univerfitäten erhalten davon pro 1849 481,592, pro 1850 
477,592 Thlr. 

Der Kultusminiſter verſpricht, die Wünſche, die der Aus⸗ 
ſchuß erhoben, nach Möglichkeit bei den künftigen Etats zu erfüllen. 
Namentlich erklärt er ſich damit einverſtanden, daß die Gehälter der 
Profeſſoren nicht, wie bisher, zerſplittert, ſondern auf den regelmäßi⸗ 
gen Zuſtand zurückgeführt würden. Den Antrag des Ausſchuſſes, die 
beſoldeten Poſten der Kuratoren an allen Univerſitäten für entbehrlich 
zu erklären, verweiſt der Unterrichtsminiſter zur Berathung bei 
dem Unterrichtsgeſeß, und auf den Antrag des Abg. Beſeler geht 
die Kammer zur Tagesordnung über. Bei dem Abſchnitt: für Aka⸗ 
demieen 1. f. w. beantragt der Aus ſchuß, die Diäten und Fuhrkoſten 
des Burggrafen von Marienburg im Betrage von 250 Thlrn. vom 
Etat abzuſetzen. ß 

Der Kultus minifter widerſpricht dem, und bie Kammer ver⸗ 
wirft den Antrag. Bei dem Etat für das Kunſtmnſeum in Berlin im 
Betrage von 49,300 Thlrn. beantragt der Ausſchuß verſchiedene Er⸗ 
ſparungen. Der Kultusminiſter erklärt, bei der kurzen Zeit, welche 
erſt die Verwaltung des Muſeums ihm zugeordnet ſei, ſei es ihm bis⸗ 
her unmöglich geworden, ſich von der Zweckmäßigkeit oder Unzweck⸗ 
mäßigkeit aller Anſätze zu überzeugen. Er bittet, ihm zu vertrauen, 
daß er für 1851 die größte Sparſamkeit eintreten laſſen werde. Für 
jegt aber möchte man ihm nicht die Hände binden. 

Der Berichterſtatter zieht die Anträge im Namen des Aus⸗ 
ſchuſſes zurück. Bei dem Poſten von 2000 Thlr. für die Muſik in 
der Berliner Domkirche nimmt der Kultus miniſter zu einer allge⸗ 
meinen Bemerkung über die Kunſt das Wort: Die Kunſt hat ſehr 
Erfreuliches in Preußen geleiſtet. Doch iſt ihre Pflege bisher nicht 
ſpſtematiſch genug geweſen. Durch eine einheitlichere Verwaltung 
müſſen junge Talente ſchneller erkannt und beſſer unterſtützt, und die 
Mittel gleichmäßiger vertheilt werden, damit die Einen nicht dem 
Verhungern, die Andern der Verſchwendung nahe ftehen. 


ich die Theater müſſen in den Kreis der Kunſtpflege gezogen 
3 * u Kunſtſchulen und nicht Spekulationen 21 Sie 
Frivolität fein. Ich habe ſchon Vorbereitungen zu einer neuen Kunſt⸗ 
organiſation getroffen und rechne dabei auf Ihre Mitwirkung. Was 
den ſpeciellen Poſten angeht, ſo iſt ſchon ein erfreulicher Grund zu 
einer guten Kirchenmuſik gelegt worden. Damit dieſelbe bis zur Her⸗ 
ſtellung des neuen Kunſtorganismus nicht wieder Rückſchritte mache, 
bitte ich Sie, den Poſten zu bewilligen. Für Gymnaſien und Real⸗ 
ſchulen werden für 1819 281,196 Thlr. für 1850 285,006 Thlr. bes 
willigt. Bei dem Abſchnitt von den Schullehrer⸗Seminarien bean⸗ 
tragt der Ausſchuß, das Gehalt eines früheren Seminar⸗ Direktors, 
der, ohne auf eſetzlichem Wege entlaſſen zu ſein, aus ſeiner Stelle 
entfernt iſt, mit 750 Thlrn. vom Etat zu ſtreichen. Der Kultusm i⸗ 
niſter widerſpricht dem, weil dem Beamten doch nicht ſein Gehalt 
entzogen werden könne. 

Abg. v Bodelſchwingh: Der Ausſchuß hat nicht die Abſicht 
gehabt, dem Beamten ſein geſetzliches Gehalt zu entziehen. Das Vers 
fahren der Regierung aber, einen Beamten zu entlaſſen, für deſſen 
Entlaſſung kein Grund obwaltet, iſt ein Mißbrauch. Es bleibt nur 
die Alternative, den Beamten zu penſioniren, oder, wenn das nicht 
zuläſſig iſt, ihm eine andere Anſtellung zu geben. Der Auſchußan⸗ 
trag wird angenommen. Für das Medizinalweſen ſchließt der Etat 
von 1849 mit 304,328, der von 1850 mit 294,059 Thlr.; für die 
ertraorbdinairen Ausgaben fordert der Etat von 1819 132,700 Thlr. 
der von 1850 145,000 Thlr. Die Kommiſſton hat ſchließlich nichts 
dagegen zu erinnern gefunden. Damit ſind fämmtliche Budget⸗Be⸗ 
richte zur Berathung gezogen und erledigt. Der geſammte Staats⸗ 
haushalts⸗Etat ſoll baldigſt zur Annahme vorgelegt werden. 

Schluß der Sitzung 103 Uhr. Nächſte Sitzung: Freitag 9 Uhr. 


Locales 2c. 


Poſen, den 23. Febr. Die heut fälligen Berliner Zeitungen 
ſind ausgeblieben. 


Poſen den 23. Februar. Stand des Warthafluſſes. — 
Heute Morgens 7 Uhr 18 Fuß wen. 1 Zoll, Mittag 1 Uhr 18 Fuß 
14 Zoll. — Zu den geſtern erwähnten Schauplätzen der Ueberſchwem⸗ 
mung ſind heute die Gerberſtraße und der Bernhardinerplatz noch 
hinzugetreten, alle Keller und Gehöfte ſind voller Waſſer und 
aus den untern Stockwerken, beſonders der Hinterhäuſer, rettet 
man Leben und Habe in hohere Stockwerke; der Straßendamm iſt 
nur an einigen Stellen zu Fuß zu paſſiren. Weiter oben ſteht der 
ganze Bernhardiner⸗Platz bis an die Schützenſtraße mit den Gebäuden 
der Krankenanſtalt der barmherzigen Schweſtern unter Waſſer und 
kann die Communikation mit derſelben nur durch Kähne unterhalten 
werden. Die Stadtbehörde hat fich beeilt, Lokalien zur Aufnahme der 
Bedrängten anzuweiſen. Auf der Walliſchei iſt die Einrichtung ge⸗ 
troffen, dem ärmern Theil der Vorſtädte Walliſchei, Oſtrowek, Schrod⸗ 
ka, Zawade sc. freies Fuhrwerk bis zum End unkt der Ueberſchwem⸗ 
mung, und von dieſem wieder bis auf die höher liegende Dombrüde 
zu ſtellen. Dieſe Wagen find an einem weißen Fähnlein zu erkennen. 


Poſen. — (Schluß des Berichts über die Stadtverordneten⸗ 
Sitzung vom 20. d. M.) Der Vorſitzende zeigte der Verſammlung 
an, daß ihm von dem Kammerdeputirten, Herrn Knorr, der Kommiſ⸗ 
fiousbericht der zweiten Kammer, der ſich bekanntlich zu Gunſten einer 
Zerſtückelung der Provinz Poſen ausspricht, zugegangen ſei und daß 
er denſelben, der ein ſtarkes Heft ausmache, wenn gleich der Gegen⸗ 
ſtand durch die Nicht⸗Annahme der zweiten Kammer bereits ſeine Er⸗ 
ledigung gefunden, unter den Mitgliedern des Kollegiums cireuliren 
laſſen werde, da er manches Intereſſaute darbiete. Er fügte hinzu, 
daß nach dem Schreiben des Hrn. Knorr die Petitionen des Vers 
waltungsrathes der Deutſchen Verbrüderung auf den nachtheiligen 
Ausfall des Kommiſſtonsberichts weſentlich eingewirkt hätten. — Dar⸗ 
auf wurde zur Prüfung der Sparkaſſen⸗ und Pfandleihtaſſeurechnung 
pro 1848 eine Kommiſſion — die Hrn. Jaffe, Freude nreich, 
Altmann und Aſch — ernannt. — Die Dienſtperiode des Hrn. 
Jeziorowski e als unbeſoldeter Stadtrath läuft mit dem 1. Febr. 1851 
ab, und ſind die Stadtverordneten vom Magiſtrat aufgefordert, bin⸗ 
nen 6 Monaten die diesfällige Neuwahl vornehmen zu wollen. Da 
ferner die Dienſtzeit des Herrn Kramarkiewicz als unbeſoldeter 
Stadtrath ſchon im Juli dieſes Jahres abläuft, jo beſchloß die Ver⸗ 
ſammlung, die Neuwahl in der nächſten Sitzung vorzunehmen. — 
Vom Magiſtrat wird das Stadtverordneten⸗Kollegium aufgefordert, 
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die Genehmigung zur Verpachtung eines Gartenſtücks auf der kleinen 
Ritterſtraße an Hrn. Seidemann für den Miethszins von 5 Thlrn. 
jährlich zu ertheilen. Der Stadtverordnete Hr. Baarth iſt der Mei⸗ 
nung, daß bei einem fo niedrigen Gebot man lieber das Ackerſtück par⸗ 
zelliren und an arme Bürger zum Kartoffelbau unentgeltlich überlaf- 
fen möge. Gegen dieſen, wie er ſich ausdrückt, kommuniſtiſchen 
Vorſchlag proteſtirt Hr. Kaatz, welcher die Anſicht ausſpricht, daß 
dadurch doch nur Wenigen Hülfe geleiſtet werden könne, und daher die 
Unzufriedenheit der großen Mehrzahl der Armen hervorgerufen werden 
müßte, worauf die Verſammlung den Beſchluß faßt, den Magiſtrat 
zur Anſetzung eines neuen Termins, bei welchem hoffentlich eine grö⸗ 
Bere Konkurrenz eintreten werde (Herr Seidemann war in dem letzten 
Termine der einzige Bieter geweſen), aufzufordern. — Von einer be⸗ 
trächtlichen Anzahl hieſiger Bürger war ein Geſuch an das Stadtver⸗ 
ordneten⸗Kollegium gerichtet, in Folge der fo leichthin von der zweiten 
Kammer in Berlin erfolgten Annahme der miniſteriellen Vorlage in 
Betreff der Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer ſtatt der 
beſtehenden Schlacht⸗ und Mahl- resp. Klaſſenſteuer, ſofort eine ener⸗ 
giſche Proteſtation gegen die uns bedrohende Steuer-Modalitäts⸗Ver⸗ 
änderung, die den völligen Ruin unſerer ſchon jo hart mitgenomme⸗ 
nen Stadt nach ſich ziehen müßte, an das Staatsminiſterium abgehen 
zu laſſen. Eine gleiche (gedrucke) Aufforderung von dem Stadtrat) 
Moritz in Stettin war an das hieſige Stadtverordneten⸗Kollegium 
eingegangen und wurde in ſeinem Hanpttheile von dem Vorſitzenden 
verleſen. Derſelbe verlangt, daß alle größeren Städte ſich ſofort an 
das Staatsminiſterium wenden und darum petitioniren: 1) daß ihnen 
die Schlacht- und Mahlſteuer ganz in der Weiſe, wie fie bisher erho⸗ 
ben worden, belaſſen werde; 2) daß von dem Ertrage derſelben nur 
ſo viel an den Staat abgeliefert werde, als im Verhältniß zu den Ab⸗ 
gaben des übrigen Landes gerechtfertigt erſcheine, und 3) daß den Kom⸗ 
munalbehörden überlaſſen bleibe, den Ueberſchuß zur Erleichterung der 
aͤrmeren Volksklaſſen in der ihr am angemeſſenſten ſcheinenden Weiſe 
zu verwenden. Der Vorſitzende bemerkte, daß zwar die ſtaͤdtiſchen Be⸗ 
hoͤrden ſchon im verfloſſenen Herbſte eine Petition um Beibehaltung 
der Schlacht⸗ und Mahlſteuer, die in den Wünſchen der großen Mehr⸗ 
zahl der hieſigen Bürger liege, an beide Kammern in Berlin gerichtet 
habe, daß es aber doch vielleicht erſprießlich fein dürfte, jetzt noch ein 
Geſuch gleichen Inhalts an das Staatsminiſterium zu richten, weil 
daſſelbe, wenn jetzt, wie wahrſcheinlich, aus allen größeren Städten 
der Monarchie Proteſte gegen die Einführung einer allgemeinen Ein⸗ 
kommenſteuer eingingen, dadurch unzweifelhaft veranlaßt werden würde, 
denſelben die Schlacht⸗ und Mahlſtener zu belaſſen. Er halte ſich zu 
dieſer Hoffnung um fo mehr berechtigt, als das Projekt zur Einfüh⸗ 
rung einer allgemeinen Einkommenſteuer und die daraus hervorgegan⸗ 
gene Miniſterial-Vorlage bekanntlich nicht von dem jetzigen Miniſte⸗ 
rium, ſondern von einem dermalen außer Aktipität befindlichen Staats⸗ 
manne herrühre, das Miniſterium das Einkommenſteuergeſetz, das im 
ganzen Staate ſo großen Widerſpruch erfahre, weil man darin eine 
Permanenz-⸗Erklärung der Revolution erblicke, unzweifelhaft gern zu⸗ 
rücknehmen werde. Zwar ſei daſſelbe von der Zweiten Kammer mit 
beträchtlicher Majorität angenommen worden, indeſſen ſei ihm von 
wohlunterrichteter Hand die Nachricht aus Berlin zugegangen, daß 
die Kommiſſion der Erſten Kammer daſſelbe nicht, wie die Berliner 
Zeitungen gemeldet, mit der Majorität einer einzigen Stimme, 
ſondern mit vierzehn gegen eine Stimme verworfen hätten. Es 
ſei ſomit gegründete Ausſicht vorhanden, daß die miniſterielle Vorlage 
ſchon von der Erſten Kammer werde verworfen werden. Der Stadt⸗ 
verordnete H. Kaatz erklärte, daß er prinzipiell ſich für die Einführung 
einer allgemeinen Einkommenſteuer und für die Aufhebung der Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer, durch welche die ärmere Volksklaſſe prägravirt werde, 
ausſprechen müſſe; daß er im verfloſſenen Herbſt der Majorität ſich 
gefügt und die an die Kammern gerichtete Petition um Beibehaltung 
der Schlacht- und Mahlſteuer unterſchrieben habe, daß er aber die 
Wiederholung einer Petition für durchaus überflüſſig halte, weil man 
in Berlin von dem Wunſch der Kommune, die Schlacht- und Mahl⸗ 
ſteuer beizubehalten, hinlänglich unterrichtet ſei. Herr Baarth erklaͤrt 
ſich für die ſofortige Abſendung der vorgeſchlagenen Petition und zwar 
ſowohl an das Hohe Staatsminiſterium, als an die Erſte Kammer, 
damit die Bürger den Kommunalbehörden nicht den Vorwurf machen 
könnten, fie hätten ihre Obliegenheiten verſäumt oder wenig⸗ 
ſtens zu ſpät erfüllt. Ihm antwortete der Vorſitzende, daß er die 
Abſendung der g. Petition an die Erſte Kammer nicht mehr für 
zeitgemäß halte, da die Sitzungsperiode der Erſten Kammer ſchon 
mit dem 26. d. M. zu Ende gehe. Dagegen ſtimme er für die Abſen⸗ 
dung der Petition an das Staatsminiſterium. Daß den wohlha⸗ 
benderen Klaſſen, namentlich in Poſen, durch die Enführung einer 
allgemeinen Einkommenſteuer eine unerſchwingliche Laſt aufgebürdet 
werde, wolle er durch ein Beiſpiel belegen. Er wolle ſeiner Rechnung 
ein Einkommen von tauſend Thalern zu Grunde legen, weil mit einem 
ſolchen die Einkommenſteuer anfange. 


Von einem Einkommen von 1000 Thirn. fordere der Staat 35 

30 Thlr. Nach dem Tarif der hier ſchon beſtehenden Einkommen⸗ 
euer werde von einem ſolchen Einkommen (bei ſteigender Scala!) er⸗ 
hoben 23 220 Thlr. Der ſtädtiſche Zuſchlag zur Schlacht-und Mahl⸗ 
fteuer von 503 liefere einen Ertrag von circa 39,000 Thlrn. Da nun 
die ſtädtiſche Einkommenſtener, die von 4000 Thlrn. Einkommen 20 
Thlr. erhebt, im Ganzen nur 32,000 Thlr. abwerfe, ſo müſſen zum 
Erſatz jenes Zuſchlags von einem Einkommen von 1000 Thlrn. erho⸗ 
ben werden — 25 Thlr. Dazu komme das zu ſtädtiſchen Bauten, zur 
Pflaſterung sc. verrechnete, vom Staat zurückgezahlte Drittel der Mahl⸗ 
ſteuer mit jährlich 14 bis 15,000 Thlr., deſſen Erſatz gleichfalls durch 
die Einkommenſteuer beſchafft werden müßte, was nach Maaßgabe des 
hie ſchon beſtehenden Tarifs auf 1000 Thlr. betragen würde 29 Thlr. 
Somit würde in Poſen die Einfommenftener von 1000 Thlru. Eins 
kommen betragen: 81 Thlr. Herr St.⸗V. Kaatz meinte, die Summe 
ſei zu hoch gegriffen, indem durch das Heranziehen der zahlreichen, 
wohlhabenden (bis jetzt ſteuerfreien) Militärs zur Einkommenſteuer 
der Betrag ſich bedeutend niedriger ſtellen werde, überhaupt nicht ſo 
genau angegeben werden könne. Der Vorſitzende replicirte hierauf. Hr. 
St. V. Baarth ſchloß ſichdem au und fügte noch hinzu, daß die Ein⸗ 
führung einer allgemeinen Einkommenſteuer die Folge haben werde, 
daß uns künftig, ſtatt gutes, nur ſchlechtes Fleiſch zum Verkauf 
geboten werden würde. Die Mehrzahl der Anweſenden ſchloß ſich ſch 
ner Anſicht an. Bei der Abſtimmung erklärte die Verſammlung ſich 
mit großer Majorität für die unverzügliche Abſendung einer Petition 
des beregten Inhalts an das Staatsminiſterium, und zwar ſollte ber 
Magiſtrat aufgefordert werden, ſich derſelben anzuſchließen; dagegen 
blieb der Antrag, eine Petition gleichen Inhalts auch an die Erſte 
Kammer abgehen zu laſſen, in der Minorität. — Schluß der Sitzung 
6 Uhr. Man blieb noch zu einer nich te offentlichen Sitzung beiſammen. 


5 Poſen, den 23. Febr. So eben erfahren wir aus zuverläſſi⸗ 
ger Quelle, daß ein Schreiben des Miniſters Flottwell hierſelbſt 
eingetroffen iſt, Inhalts deſſen derſelbe erklärt, die auf ihn gefal⸗ 
lene Wahl für das Erfurter Volkshaus ablehnen zu müſ⸗ 
ſen, da wider Erwarten der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen, 
von Auerswald, gegenwärtig noch nicht in ſeine amtliche Stellung in 
Königsberg zurückkehre, und er berufen ſei, deſſen Poſten interimiſtiſch 
noch weiter zu verwalten. Uns ſtände ſomit eine Neuwahl bevor, die 
hoffentlich recht bald angeordnet werden wird, damit der Deputirte 
Poſens bei der Eröffnung des Parlaments nicht fehle. N 5 

6 Frauſtadt, den 20. Februar. Nachdem für die hieſigen Ar⸗ 
men, außer dem regelmäßigen Armengelde, im Laufe des Winters eine 
außerordentliche Sammlung ſtattgefunden, veranſtalteten am II. d. M. 
die Schülerinnen der obern Klaſſe des hieſigen Hempelſchen Maͤdchen⸗ 
Inſtituts eine theatraliſche Vorſtellung in Franzoͤſiſcher Sprache zum 
Beſten dieſer Armen. Abgeſehen von der durch dieſelbe bezweckten 
Fortbildung im Franzöſiſchen, gewährte ſelbige der hieſigen Armen⸗ 
Kaſſe einen nicht unbedeutenden Zuſchuß. — Ebenſo fand am 14. 
d. M. zu demſelben Zwecke ein Concert ſtatt, bei welchem ſich die Lies. 
dertafel, die Militair⸗Muſik der hieſigen Garniſon und der Violin⸗ 
Virtuos Rawack von hier betheiligten. Letzterer trug ein Je n 
Beriot, Variationen von David, ein Concert von Haumann und a f 
Verlangen noch den Carneval von Ernſt mit ſolcher Fertigkeit, Lei 
tigkeit und Präcjion vor, daß dadurch bei den Zuhörern ein außeror⸗ 
dentlich günſtiger Eindruck hervorgebracht wurde. f 

d Birnbaum, den 21. Februar. Der Waſſerſtand der Warthe 
hat die Höhe des Jahres 1845 bereits überſtiegen, denn geſtern zeigte 
der Brückenpegel 12 Fuß, heute früh 12 Fuß 37 Joll und noch ſteigt 
das Waſſer. Unſere Stadt gleicht einer Inſel und viele Leute haben 
ihre bisherigen Wohnungen mit höher gelegenen vertauſchen müſſen. 
Das Eis hatte ſich in der vergangenen Nacht an der ſtädtiſchen Brücke 
verſtopft und geſtern waren ſehr viel Menſchen beſchäftigt, demſelben 
Fortgang zu verſchaffen; der Eisgang dürfte damit beendet ſein. Die 
Brücken haben bis jetzt weder durch das Waſſer, noch durch das Eis 
bedeutenden Schaden gelitten; dagegen ſind die Verbindungs⸗Dämme 
arg mitgenommen, auf manchen Stellen ſogar ſo weit ausgeriſſen, 
daß fie nicht mehr mit dem Wagen paſſirt werden können. Von einem 
aus Faſchinen und Sand leicht aufgeführten Damn ch üb 
nichts erwarten; ein ſolches Bauwerk vermag des . 
und dem Eiſe nicht zu widerſtehen. ER 


= 
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einer Art ätheriſchen Oels, übernommen, hat in letzter Zeit die erſte 
Verſuche mit derartigen Lampen angeſtellt. Die Helligkeit e e 
iſt offenbar bedeutender, als die der bisherigen; dafür tritt aber der 
Uebelſtand ein, daß unmittelbar unter der Laterne ein großer Schat⸗ 
tenfleck vorhanden iſt, der von der Einrichtung der Lampe herrührt. 


len. — Die Geſellſchaft, welche für Bromberg die Lleferung 1 e 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Correſpondenz aus Paris, den 7. Febr. Cyprian Ro⸗ 
bert hat feinen diesjährigen Curſus im December mit einer Vorle⸗ 
ſung über die Slaviſchen Stämme in Bezug auf die verſchiedenen Na⸗ 
tionalitäten, oder vielmehr über den Reußiſchen, Oeſterreichiſchen und 
Polniſchen Panſlawismus eröffnet. Es iſt uns das urſprüngliche Pro⸗ 
gramm des noch jetzt erſcheinenden Journals de la Pologne über 
dieſen Gegenſtand wohl erinnerlich, und obgleich es ſich in der Be⸗ 
handlung des Slaventhums der Polniſchen Anſchauungsweiſe ſehr 
genähert hat, obgleich es in feiner Beurtheilung des Werkes: Le pan- 
slavisme, son histoire, ses elements ꝛc. darthut, daß Adam Gu⸗ 
rowski ein Renegat der Polniſchen Nationalität iſt, obgleich es 
nachweiſt, daß von allen Panſlavismen allein der Polniſche eine Zu⸗ 
kunft hat, der Panſlavismus im Weſten nur in Verbindung mit dem 
Polonismus aufgefaßt wird, fo ſtimmen wir dennoch mit Robert darin 
nicht überein, daß der Polonismus je die Form des Panſlavismus 
annehmen ſollte, eben ſo wenig wie wir die Meinung unſeres Depu⸗ 
tirten des Herrn Stablewski theilen, daß wir, um die Germa⸗ 
niſchen Einflüſſe auf uns abzuhalten, uns in die Arme des heutigen 
Slaventhums werfen müſſen. N . 

Den 10. Febr. Die heutige Ausgabe des Patrie enthält über die 
nach allen Weltgegenden auspofaunte Amneſtie für die Polen, durch 
deren Phantom man die Polniſche Jugend bewegen wollte, ſich dem 
Czaaren Nikolaus zu Füßen zu legen, damit man dann im Angefichte 
von ganz Europa von ihr ſagen könne, ſie ſei ſchon gemein oder dumm 
genug — eine Correſpondenz aus Petersburg, die als Beweggrund 
für die zu erlaſſende vermeintliche Amneſtie Folgendes angiebt: Niko⸗ 
laus habe auf die Bitten vieler Polen um die Erlaubuiß ant 1 
in's Vaterland ſeinen Geſandten an den auswärtigen Höfen den fs 
trag gegeben, dergleichen Eingaben anzunehmen, diejenigen aber mit 
denſelben zurückzuweiſen, die in der Revolution des Jahres 1831 eine 
Hauptrolle geſpielt, oder ſich an den fpäteren revolutionären Bewe⸗ 
gungen innerhalb oder außerhalb des Landes, oder an den im Aus⸗ 
lande gebildeten Comite's betheiligt haben. Den übrigen Emigranten 
ſolle aber die Erlaubniß zur Rückkehr in die Heimath nur dann gege⸗ 
ben werden, wenn fie erklären, daß fie fich unbedingt den über fie zu 
verhängenden Beſtimmungen der Ruſſiſchen Regierung unterwerfen. 
Dieſe Eingaben müſſen dem Fürſten Pasklewiez, der berechtigt iſt, für 
die Betheiligten Guadengeſuche nach e c deben zu be 
eingereicht werden. So das halbamtliche Franze Ihe Journal la Pas 
trie. — Was ſoll ich erſt viele Worte darüber verlieren, ob Beſtim⸗ 
mungen der Art eine Amneſtie ſind, ob die Franzöſiſchen Journale 
Recht haben, zu behaupten, daß in Felge vieler Eingaben ſoſche Ver⸗ 
ordnungen erlaſſen worden find, ob es rathſam iſt, ſich dem Rigoris⸗ 
mus der Ruſſiſchen Geſchgeng zu unterwerfen, ob ein in die Heimath 
zurückkehrender Emigrant als ſolcher dem Vaterlande nützlicher fein 
kann; eins ift gewiß, daß es nur leere Phraſen ſind, zu fade „weit 
— weil — Alles umſonſt geweſen iſt, was ich gethan habe (die Frage 
wäre nicht überflüſſig, was iſt das Alles? und was haft Du ge⸗ 
than?) — Polen kann doch nicht mehr unabhängig werden, — alſo 
— kehre ich zurück. A 


Den 12. Febr. — Es hat zwar während des diesjährigen Gars 
nevals nicht an Vergnügungenin der Welthauptſtadt Paris gefehlt, doch 
blieben fie, ſeies in Folge der unſicheren politiſchen Verhaͤltniſſe, oder weil 
die Ariſtokratie, unzufrieden mit der Regierung, weniger prunkend auftrat, 
weit hinter denen der früheren Jahre zurück. Jener glänzenden Bälle, 
deren Echo ſich über ganz Europa verbreitet, hat Paris nicht viele ge⸗ 
ſehen. Die glänzendſten gab der Präſident, der Türkiſche Geſandte und 
ein Ausländer in der Rue de Arcade. Der letzte ſoll 11,00 Fran⸗ 
ken gekoſtet haben. Ihr ſeht, daß Paris, jenes verderbte Kind, Fort⸗ 
ſchritte macht, wenn es die für einen Vall ausgegebene Summe von 
11,000 Franken ſchon für Lurus hält, während man ſonſt Hun⸗ 
derttauſende, ja Millionen darauf verwandte. Sollte der Grund darin 
zu ſuchen fein, daß man auf den Gräbern Italiens, Ungarns und bei 
den Leiden Polens nicht tanzen kann? Doch nein. 


Den 15. Febr. — Die lärmenden Tage des Carnevals ſind vor⸗ 
über, die Eutrüſtung der Gemüther über das Umhauen der Freiheits⸗ 
bäume hat ſich gelegt und Paris und Frankreich verdankt den Maaß⸗ 
regeln Changarniers und Carliers, den neugeſchaffenen vier Militärdi⸗ 
ſtrikten, die wie ein Netz das ganze Land bedecken, ſeine Ruhe. Es 
naht der Jahrestag der Revolution. Die Regierung oder vielmehr der 
Polizeiminiſter Carlier hat alle öffentlichen Feſtlichkeiten an dieſem 
Tage verboten. 

Die Erſatzwahlen für diejenigen Abgeordneten, denen durch ge⸗ 
richtlichen Spruch ihr Mandat genommen worden war, und die die 
Regierung bis dahin hinausgeſchoben hatte, werden am 10. März 
vorgenommen werden. 

Die Schweizeriſche und Griechiſche Angelegenheit ziehen die all⸗ 
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gemeine Aufmerkſamkeit auf ſich. Die plötzliche Ankunft verfchiebener 


Geſandten, die häufigen Conferenzen im Präſidentſchafts⸗Pallaſte, die 
Verwickelung der Europäiſchen Verhältniſſe, Alles das übt bald dies. 


ſen, bald jenen Einfluß auf die Börſe aus. 
(Gazeta W. Xięstwa Poznahskiego Nr. 45.) 


Theater. 


Das vorgeftern zur Aufführung gekommene neue Zwengſahn'ſche 
Luſtſpiel: „Glück und Talent,“ hat nach den Berichten der Zeitungen 
an den meiſten Orten, wo es bisher gegeben worden, gefallen und die 
Häuſer zu wiederholten Malen gefüllt. Ueber den Werth deſſelben 
nach unſerer Anſicht, behalten wir uns — wegen heut mangeln⸗ 
den Raums — einige Worte noch vor. Geſpielt wurde ſehr brav. 
Namentlich zeichnete ſich Herr Schunke als „Banquier Stürmer“ 
aus, der in Maste und Haltung ein trefflicher Nepräfentant des jü⸗ 
diſchen Emporkömmligs war; derſelbe vermied, was wir vorzüglich 
anerkennen wollen, alle Uebertreibung, die hier ſo nahe liegt. Frl. 
Brandenburg als „Amalie“ ſpielte mit feinem Anſtande und gab 
ihrer Rolle den hoͤchſtmoͤglichen Reiz; wir freuen uns, ausſprechen zu 
koͤnnen, daß wir bisher Frl. Brandenburg ſtets ihre Rollen vollkom⸗ 
men ausfüllend gefunden haben; ſtets offenbart ſich klares Verſtänd⸗ 
niß, ihr Spiel iſt durchaus frei von Manieren und dabei voll innerer 
Wahrheit, ihr modulationsreiches Organ befähigt fie ſelbſt zu den 
ſchwierigſten Parthieen; wir können nur wünſchen, daß ſie unſerer 
Bühne recht lange erhalten bleibt und daß es uns vergönnt ift, fie 
recht bald in einer hochtragiſchen Rolle, wie z. B. Maria Stuart, die 
ſie gewiß gut ausfüllen wird, zu ſehen. — Auch Herr Heine war 


recht brav; im erſten Akt hätten wir gewünſcht, daß er in der Scene 
mit ſeiner Geliebten die Hände nicht fortwährend in den Taſchen ge⸗ 
halten hätte, was ftörend war, und im dritten Akt hätte er die Lichter 
etwas mildern können; dagegen ſprach er feine Rede A la Posa im 5. 
Akt ſehr gut. — Von Hrn. Ewald it es doch etwas ſtark in einem 
ſo ſchäbigen Anzuge, wie er ihn am Donnerſtag trug, vor dem Pu⸗ 
blikum als Profeſſor zu erſcheinen, wir zweifeln, daß ein anderes Bus 
blikum eine ſolche Ruckſichtsloſigteit fo ruhig ertragen hätte. 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. 
— . Y — 


Angekommene Fremde. 


Vom 23. Februar. 


Hotel de Bariere: Gutsb v. Drwecki a. Starkowice; Frau Gutsb. 
v. Pewelska a. Wongrowice. 

Bazar: Commiſſarius Tarkowski a. Stepuchowo. 

Lauk's Hötel de Rome: Hauptm a. D. v. Knorr a. Liegnitz; die Kauft. 
deCaſtro a Magdeburg u Traube a Natibor; Gtsb. Funk a. Nokitnica, 

Hötel de Dresde: Die Gutsb. Graf Migezynski a. Pawlowo u. Polluga 
a. Przylepki; Kfm. Ollendorf a. Danzig. 

Hotel de Berlin: Kfm. Oppenheim a. Mainz u Gutsb. Brix a. Nybitwo. 

Große Eiche: Die Gutsb. v. Sokolnicki a. Wſzemborz u. v. Gaflo- 
rowski a. Zberki. 

Weißer Adler: Kreis Sekret Herſtig u. Kfm Dampmann a. Neutombsl. 

Drei Lilien: Die Oekonomen Cybulsti a. Wizemborz; Marecki a. Lu⸗ 
dom u. Slogawski a. Lojewnik. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


Heute Sonntag 


Im Saale 
des 


ſchaft unter Direction 
M. Averino. 

Das Nähere beſagen die Anſchlage⸗Zettel. Kaſſen⸗ 
Eröffnung 6 Uhr. Anfang 7 Uhr. 


Montag den 25. d. M. Abends 7 Uhr findet 
die ſechste Sinfonie⸗Soirke im Saale des Hotel 
de Saxe Statt. 

Die Direktion des Sinfonie-Vereins. 


Die Verlobung meiner Tochter Minna mit dem 
Apotheker zu Schönlanke, Herrn Friedrich 
Auguſt Reetz, beehre ich mich allen lieben Ver⸗ 
wandten und Freunden, ſtatt jeder beſonderen Mel⸗ 
dung, hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 

M. ⸗Friedland, den 18. Februar 1850. 
Wittwe Gilliſchewski. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
wan Minna Gilliſchewski. 
Auguſt Reetz. 


In unſerem Kommiſſions-Verlage iſt fo eben er⸗ 
ſchienen das in No. 7. des Amtsblatts a. c. von 
der Königl. Regierung zu Poſen allen Ortsgeiſt⸗ 
lichen, Magiſträten, Polizei-Diſtrikts⸗ 
Commiſſarien und ländlichen Ortsbehoͤr— 
den zur Anſchaffung empfohlene 


Repertorium 


zum Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen von 
1816 bis zum 16. Oktober 1849. 
Herausgegeben 
von F. A. Suder, 
Kreis ⸗Sekretair. 
in 440. broch. Pr. 1 Thlr. 10 Sgr. 
Gebrüder Scherk in Poſen. 


Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreisgericht zu Samter. 
Das dem Wirth Chriſtian Fiedler gehö⸗ 

rige, sub No. I. zu Podrzewie belegene Grund⸗ 

ſtück, ee auf 6708 Rthlr. 6 Sgr. 8 Pf., 

zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingun⸗ 

gen in der Regiſtratur einzufehenden Taxe, foll 
am 26ſten März 1850 Vormittags 11 Uhr 

an ordentlicher Gerichtsfielle ſubhaſtirt werden. 
Samter, den 23. Juni 1849. 


Bekanntmachung. 

Zur fernerweiten öffentlichen meiſtbietenden Ver⸗ 
pachtung des Seeantheils zwiſchen Ba ran owo 
und Krzyzownik, fo wie der zwei kleinen Gewäf- 
ſer bei Pfarskie auf ein Jahr, oder auch auf ſechs 
Jahre von George 1850 bis dahin 1851 reſp. 
1856 iſt im Auftrage der Königlichen Regierung zu 
Poſen ein Lieitations⸗Termin auf den 21. März 
d. J. Vormittags 10 Uhr in dem Gaſthauſe zu 
Krzyzownik, Kreis Poſen, vor dem interimiſti⸗ 
ſchen Domainen⸗Rentmeiſter, Amtsrath Kling: 
hardt, anberaumt. 

Die Licitations⸗Bedingungen können bei dem un⸗ 
terzeichneten Amte eingeſehen werden. — Zur Si 
cherſtellung des Gebots muß jeder Licitant eine Kau⸗ 
tion von 50 Thlr. im Termine deponiren. 


Pachtbewerber werden aufgefordert, ſich in dem 
oben angegebenen Termine einzufinden. 
Poſen, den 14. Februar 1850, 
Königl. Domainen-Rent⸗Amt. 


Die Hagelſchaden Ver⸗ 


ſicherungs-Geſellſchaft zu 
Erfurt, 


gegründet auf Gegenſeitigkeit, zählte am 1. Januar 
1850 d. J. 7100 Mitglieder mit 9 Millionen Thaler 
Verſicherungs Summe. 

Die Prämien ſtellen ſich auf 2 F für Halm⸗ und 
Hackfrüchte. 

Die Beiträge, beiſpielsweiſe für das Jahr 1849, 
ſtellten ſich, trotz eines Nachſchuſſes, kaum halb 
0 hoch, als bei der Schwedter Geſell⸗ 


aft. 

Die ordentlichen (5 jährigen) Mitglieder partici⸗ 
piren an dem Gewinne der Geſellſchaft. 

Statuten und Antragsformulare befinden ſich bei 
den General-Agenten 5 

C. Müller & Comp. 
Sapiehaplatz No. 3. 

und bei den Agenten 
Herrn M. Berliner in Oſtrowo. 

Buchwald in Birnbaum. 

„ Apoth. Beckmann in Jutroſchin. 

Dan nowski in Jarocin. 

Hartmann in Wronke. 

„ Hedinger in Liſſa. 

„ Jeenicke in Bentſchen. 


Kadzidlowski in Schrimm. 
Knappe in Krotoſchin. 
Oettinger in Rakwitz. 
Piton in Wongrowiec. 

„H. Reiche in Schwerin a. d. W. 


Bei der jetzt wieder eröffneten Schifffahrt erlaube 
ich mir meinen geehrten Geſchäftsfreunden und dem 
nach hier verkehrenden Publikum mein Spedi⸗ 
tions- und Verladungsgeſchäft zu Waſ⸗ 
ſer und Eiſenbahn beſtens zu empfehlen. Durch 
raſche Beförderung der Güter vermittelſt thätiger 
und möglich billigſt fahrenden Schiffer werde ich das 
mir geſchenkte Vertrauen ſtets zu würdigen ſuchen. 

Stettin, den 18. Februar 1850. 

Julius Toͤplitz. 


Bekanntmachung. 

Vom 28. d. Mts. ab iſt in meiner Kalkbrennerei 
hierſelbſt friſcher Rüders dorfer Steinkalk zu ſo⸗ 
liden Preiſen zu verkaufen, wovon das geehrte Pu⸗ 
blikum ich in Kenntniß ſetze. 

Schrimm, den 20. Februar 1850. 

Friedrich Boldin, Kalkbrennereibeſitzer. 


Ein Lehrling findet bei mir Unterkommen. 
Markt No. 91. Rudolf Baumann, 
Gold⸗ und Silberarbeiter. 


Mit dem I. März beginnt ein neuer Reit-Cur⸗ 
ſus. Diejenigen Herren und Damen, welche noch 
Theil zu nehmen wünfchen, wollen ſich gefälligit 
recht bald melden. 

Auch find zu jeder Zeit Pferde zum Spazierreiten 
disponibel. v. Konradowicz, 
Stallmeiſter, 
St. Martin Nro. 59. 


Ein verheiratheter, in allen Zweigen der Oeko⸗ 
nomie wohl erfahrener und der polniſchen Sprache 
hinlänglich mächtiger Mann ſucht von Johannis 
d. J. ab eine Stellung als Verwalter eines größern 
Guts oder ein ähnliches Unterkommen. Näheres 
erfährt man bei Hrn. Boye in Poſen, Sapieha⸗ 
Platz No. 6. 


Friedrichstraße 28., im Zychlin s kiſchen Grund⸗ 
ſtück verfertige ich während meines unbeſtimmten 
Aufenthalts hierorts Lichtbilder von des Vormit⸗ 
tags 9 bis Nachmittags 34 Uhr für den Preis von 
14 bis 8 Thaler. Gr. Mar Pinto. 

In dem 2 Meilen von Poſen, 4 Meile von Ro⸗ 
ktnica gelegenen Zydower Walde werden alle 
Arten Klafterhölzer verkauft. 

Auch werden daſelbſt alle Dienſtag ſtehende Höls 
zer, namentlich Birken, zu billigen Preiſen verkauft. 


Wohnungs veränderung. 
Held, Tapezier, wohnt Magazinſtraße No. 1. 
beim Schmidt Herrn Wilke. 


Die Dominial- Schmiede zu Mrowino bei der 
Eiſenbahn⸗Station Rokitnice iſt von George d. 
J. zu verpachten. 


Eine Wohnung mit ſechs Piecen, zwei Treppen 
hoch, und zwei zuſammenhängende möblirte Stu⸗ 
ben find zu vermiethen im Ode um bei 

Lambert. 


helms⸗Platz Nro. 13. eine möblirte Stube im 2. 
Stock, nach der Lindenſtraße hinaus, zu vermiethen. 
v. Bünting, Major a. D. 


Am Wilhelmsplatz No. 9. ift ein möͤblirtes Zim⸗ 
mer im 2. Stock nach vorne heraus zu vermiethen. 


e A N H N 


Beachtungswerth für Hausbeſitzer. 

Da ich die Scharfrichter Gunder⸗ 

E mannſchen Grundſtücke und damit vers 

bundenen Befchäftigungen gepachtet habe, 

ſo beſorge ich auch die Kloakausführung 
aus ſtädtiſchen Grundſtücken und empfehle . 

mich zur gütigen Beauftragung damit 


® den geehrten Hausbeſitzern, wobei ich die u 


möglichſt billigſten Preiſe verſpreche. 
Poſen, Schrodka No. 47. 
Franz Heichel. 160 


— 


Bleichwaaren⸗Beſorgung. 


Nachſtehend genaunte Herren übernehmen auch in dieſem Jahre alle Arten von Hausbleichwaa⸗ 
ren, als: Leinewand, Tiſch⸗ und Handtücherzeug, Garn und Zwirn zur Beſorgung an mich, und liefern 


meiner eigenen Rechnung 
wiederum zurück. — Garn und Zwirn muß nach der Schleſiſchen Weife geweift ſeyn. Fok⸗ 


ſolche gegen Bezahlung 


ken⸗ oder 


Puzzel⸗Garn iſt von der Annahme ganz ausgeſchloſſen. Schöne unſchäbliche 


Natur⸗Raſenbleiche, ſchnelle und ſichere Beförderung, jo wie die möglichſt billigſten Preife laſſen auch mich 
bei dem 25jährigen Beſtehen des Beerſchen Geſchäfts auf die reichlichſten Einlieferungen hoffen. 


Hirſchberg in Schleſien 1850. 


Eduard Schwantfe, 
z. 3. Disponent der Bleich- Anftalt 


F. W. Beer. 


r 
Bleichwaaren übernehmen: 


in Poſen: Hr. Kaufm. Anton Schmidt; in Zduny: Hr. Kaufm. C. W. Bergmann; 


in Nawiez: 5 8 


A. G. Viebig; in Oſtrowo : 


Robert Cohn. 


Die im Poſener Kreiſe belegene Choynica⸗ 
Waſſermühle iſt ſofort aus freier Hand unter an⸗ 
nehmbaren Bedingungen zu verkaufen. Näheres 
beim Deſtillateur Scheller in Poſen, St. Adal⸗ 
bertſtraße No. 48. 
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7 Obstbäume- Verkauf. H 

Ts8sesschhhesnssert 
In der Banmschule zu Gutwohne, 1Meile 
von Oels, 3 Meilen von Breslau, ist eine 
bedeutende Zahl hochstämmiger Kirsch-, 
Aepfel- und Birnstämmchen verkäuflich. Es 
werden 50 Sorten Kirschen, 180 Sorten Ae- 
pfel und 100 Sorten Birnen der edelsten und 
tragreichsten Gattungen kultivirt. — Der Ka- 
talog liegt bei dem Gärtner zur Einsicht und 
Auswahl bereit. An Auswärtige wird auf Ver- 
langen der Katalog, gegen Erstattung der Por- 
tokosten, über die Post zugesendet. Der 
Preis, inel Stammgeld ist: der Kirschstämw- 
chen nach Maasgabe ihrer Stärke und der Güte 
der Frucht, bei Bezeichnung der Namen 11 
bis 13 Thaler pro Schock, — ohne Angabe 
der Namen 10 Thaler; der Aepfel und Birn- 
stämmehen, unter gleicher Voraussetzung, 
13 bis 16 Thaler pro Schock. — Bei der Ent- 
nahme von mehreren Schocken werden 10 

Procent Rabatt bewilligt. 
v. Rosenberg-Lipinski. 


Saamen: Anzeige. 

Unſere neuen in- und ausländifchen 
Oekonomie-, Wald: und Gartens Sä- 
mereien empfehlen wir laut Preis⸗Ver⸗ 
zeichniß pro 1850, welches in unſerm 
Geſchäfts⸗Lokale gratis verabreicht, auch 
auf Verlangen poſtfrei zugeſendet wird. 


Gebrüder Auerbach, 
Saamenhandlung zu Poſen. 


17 
Salonhölzer. 
Ein elegantes Feuerzeug in Zimmern, ohne 
Schwefel, empfiehlt 800 Stück à 2 Sgr., 
100 Stuck 8 Pf. 


WI Muskat⸗Wein à 10 — 12 Sgr. verkauft 
J. Salz, Gerberſtr. 20. 


Hochrothe ſüße Meſſinaer Apfelſinen, das 
Dutzend zu 15 Sgr. bis 1 Rthlr., hundertweiſe billi⸗ 
ger, und beſten Magdeb. Sauerkohl empfing 


J. Ephraim, Waſſerſtraße No. ©. 


Odeum. 
Heute Sonntag den 24. Februar: 


Großes Konzert, 
unter Leitung des Kapellmeiſters Herrn Winter. 
Eröffnung 46, Anfang 6 Uhr Abends. 

J. Lambert. 


Der Wahrheit die Ehre! 

Die Unterſchriften der Herren C. Müller 
Comp, D. Goldberg und A E. Döp⸗ 
ner liegen im Original bei mir zur Anſicht aus. 

Ludwig Johann Meyer. 


Anfrage an Herrn Kantor Kierſte. 

Nach der geſtrigen Zeitung hatte Herr Vogt die 
Leitung des Geſanges bei der Leichenfeier des Ober⸗ 
Reg.⸗Rath Strödel übernommen. Was ſollte nun 
das bedeuten, daß Sie mit ſtarker Stimme und fal⸗ 
ſchem Tert vorfangen und den Takt dazu gewaltig 
ſchlugen? 


